Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Dauzig 


Nr. 57 Ausgegeben Danzig, den 14 November 1922 


Juhalt. Verordnung zur Aenderung der Fernſprechordnung (S. 497) — Verordnung zur Aenderung 
der Telegrahenordnung vom 16. Juni 1904 (S. 4977. — Verordnung zur Aenderung der Anweiſung für den Funken⸗ 
telegraphendienſt (S. 499). — Verordnung zur Aenderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren (S. 500)). — Verordnung 
zur Aenderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren (S. 500). — Verordnung zur Aenderung der Telegraphengebühren 
(S 501). Verordnung zur Aenderung der Poſtſcheckordnung S. 501). — Verordnung zur Aenderung der Poſt⸗ 
ordnung (S. 502). — Verordnung zur Aenderung der geſetzlichen Poſtgebühren (S. 544). — Geſetz betreffend Erhöhung 
der Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig (S. 506). 


183 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. 


Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 134) 
wird folgendes beſtimmt: 

1. Die durch die Fernſprechordnung vom 17. September 1921 feſtgeſetzten Gebühren und ſonſtigen 
Beträge einſchl. der unter Punkt 1 der Verordnung zur Anderung der Fernſprechordnung vom 
6. Juni 1922 — Amtsbl. Vf. Nr. 83, Amtsbl. Nr. 19/1922 — feſtgeſetzten Gebühren werden 
um 3100 vom Hundert erhöht mit der Maßgabe, daß bei öffentlichen Sprechſtellen die Gebühr 
für ein Geſpräch von nicht mehr als 3 Minuten Dauer im Ortsverkehr und im Fernverkehr 
auf Entfernungen von nicht mehr als 5 km 8 & beträgt. 

2. Der Zuſchlag wird aus dem nach dem Fernſprechgebühren⸗Geſetz und der Fernſprechordnung 
zu entrichtenden Geſamtbetrag berechnet und in Form eines Teuerungszuſchlags erhoben. 

3. Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. November 1922 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver⸗ 
ordnung zur Anderung der Fernſprechordnung vom 30. Oktober 1922 außer Kraft. Zu den 
vierteljährlich im voraus fälligen laufenden Gebühren wird jedoch noch bis Ende November 1922 
der Zuſchlag von 1500 vom Hundert und erſt vom 1. Dezember 1922 ab der Zuſchlag von 
3100 vom Hundert erhoben. Dies gilt auch für alle laufenden Gebühren, die bis Ende 
November 1922 fällig werden. 

4. Die Fernſprechteilnehmer ſind berechtigt, Einrichtungen, deren Gebühren durch die vorſtehende 
Verordnung erhöht werden, bis zum 25 November 1922 auf den 1. Dezember 1922 zu 
kündigen. Das gleiche Recht haben Inhaber von Nebentelegraphen und von beſonderen Telegraphen. 

5. Unbeſchadet der Beſtimmung unter Punkt 3 Satz 4 ſind für alle Leiſtungen der Telegraphen⸗ 
verwaltung, die nach dem 14. November 1922 ausgeführt werden, die neuen Gebührenſätze 
auch dann zu entrichten, wenn der Antrag vor dem 15. November 1922 geſtellt worden iſt. 


Danzig, den 8. November 1922. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
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(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 11. 1922). 
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184 Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1901. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 (Geſetz⸗ 
blatt S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 

1. Im § 3 „Allgemeine Erforderniſſe der Telegramme“ unter IV it „— RP — für „Antwort 
bezahlt““ und „— RPD. — für „dringende Antwort bezahlt““ zu ſtreichen und „— RP. — für „Ant⸗ 
wort und Bote bezahlt““ au erſetzen durch: — REBE. — für „Antwort X. Wörter und Bote bezahlt“. 

Unter VI iſt „2 M“ zu erſetzen durch: 4 M, 

unter VIII iſt „800 M“ zu erſetzen durch 1600 M, 

unter IX iſt zu erſetzen im 3. Abſ. „800 M“ durch 1600 M, 
im 4. und 6. Abſ. „38 M“ durch: 16 M. 

und im 7. Abſ. „S800 M“ durch 1600 M 

und „8 M durch: 16 M. 

2. Im $ 4 „Aufgabe von Telegrammen“ iſt unter V „2 M“ zu erſetzen durch: 4 M. 

3. Im 8 9 „Bezahlte Antwort“ erhält der Abſ. I folgende Faſſung: 

J. Der Abſender eines Telegramms kann die Antwort, die er vom Empfänger verlangt, voraus⸗ 
bezahlen. Zu dem Zwecke hat er in der Urſchrift vor der Anſchrift den Vermerk „Antwort 
bezahlt“ oder „RP.“ nebſt der Zahl der Wörter niederzuſchreiben, die er für die Antwort im 
voraus bezahlen will, z. B. (RP 8,—). 

Wünſcht der Abſender eine dringende Antwort vorauszubezahlen, ſo hat er beiſpielsweiſe den 
Vermerk „dringende Antwort bezahlt 8“ oder — RPD. 8 — anzuwenden und die Gebühr 
für ein dringendes Telegramm von 8 Wörtern im voraus zu entrichten. 

4. Im $ 11 „Empfangsanzeige“ iſt unter III „find 6 M“ zu erſetzen durch: iſt die Poſtgebühr 
für einen gewöhnlichen einfachen Brief nach dem Beſtimmungsort der Empfangsanzeige. 

5. Im 8 13 „Nachſendung von Telegrammen“ unter III ſind die Worte „iſt nur die auf die erſte 
Beforderungsſtrecke entfallende Gebühr“ zu erſetzen durch: find nur für die erſte Beförderung die Grund⸗ 
und die Wortgebühr 

und die Worte „wird die volle tarifmäßige Gebühr“ durch: werden die Grund- und die Wortgebühr. 

6. Im $ 14 „Vervielfältigung von Telegrammen“ find unter IV „Wortgebühr“ zu erſetzen durch: 
Grund» und der Wortgebühr, „15 M“ beide Male durch: 30 M und „30 M“ durch: 60 M. 

7. Im 5 15 „Seetelegramme“ find unter VI 2. Abſ. a „„Antwort bezahlt 260 M'“ zu erſetzen 


durch: „Antwort bezahlt.. M“ und „ „RP 70 M““ durch: „RP... . M“. 
Unter IX iſt „30 M“ zu erſetzen durch: 60 M, 
unter XIII erhält der 2. Abſ. „Für deutſche Stationen“ . bis ... „für ein Telegramm“ 


ſolgende Faſſung: 
Für deutſche Stationen werden in der Regel erhoben 
a) als Küſtengebühr eine Grundgebühr von 60 M für jedes 1 und außerdem eine 
Wortgebühr von 30 M, 
b) als Bordgebühr eine Gnundgebühr von 70 M für jedes Telegramm und außerdem eine 
Wortgebühr von 35 M; 
im letzten Abſ. iſt „30 M“ zu erſetzen durch: 60 M. 
8. Ju $ 16 „Weiterbeförderung“ iſt unter K Vim zweiten Abſ. — mit 1) bezeichnet — „von 
4 M“ zu erſetzen durch: wie fie die Poſtordnung für Poſtſendungen feſtſetzt. 
unter B VI „einer feſten Gebühr von 18 M“ durch: einer feften Gebühr in Höhe des Betrags, 
der nach der Poſtordnung für die Eilbeſtellung einer Briefſendung im Landbeſtellbezirk bei Vorausbezahlung 
erhoben wird., 
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die Worte „Für die Zuſtellung von Telegrammen im Landbeſtellbezirk des Aufgabeorts werden“ 
bis. . . . „In dieſem Falle“ find zu erſetzen durch: u der Abſender auf Verlangen zur 
Deckung der Koſten einen angemeſſenen Betrag, ſo 

und „nach dem Satze von 18 M'“ iſt zu erſetzen bus nach demſelben Satze. 

Unter B VIII iſt „— XP. 50—“ beide Male zu erſetzen durch: —- KP. . — 

und unter IX „einer Gebühr von 4 M“ durch: eines Betrags in Höhe der Gebühr für eine Poſt⸗ 
karte nach dem Beſtimmungsort des Telegramms ohne Papierpreiszuſchlag. 

9. Im § 17 iſt unter III „von 3 M“ zu ſtreichen und hinter „erteilt“ der Punkt zu erſetzen durch: 
„wie ihn die Poſtordnung als Gebühr für die Beſcheinigung über die Einlieferung eines gewönlichen 
Pakets vorſieht. 

Unter IV iſt zu erſetzen „15 M“ durch: 30 M. und „2 M“ durch 4 M. 

10. Im § 18. „Zurückziehung von Telegrammen auf Verlangen des Abſenders“ find unter I 
„von 4 M“ zu erſetzen durch: des doppelten Betrags 

und hinter „erſtattet“ der Punkt durch: „ den die Poſtordnung als Gebühr für die Rückgabe noch 
nicht abgegangener Sendungen vorſieht. 

11. Im § 21 „Erſtattung und Nachzahlung von Gebühren“ unter I find die Worte und bei deren 
Auflieferung und Zuſtellung durch Fernſprecher oder Nebentelegraphen“ zu ſtreichen und unter IV ift „von 
6 M“ zu erſetzen durch: in Höhe des Betrags der Laufzettelgebühr nach der Poſtordnung. 

12. Im § 22 „Berichtigungstelegramme“ iſt unter 1 „20 M“ zu erſetzen durch: 50 M 

und unter V die beiden letzten Satze durch: Für eine derarige Mitteilung wird die Gebühr wie 
für einen einfachen gewöhnlichen Fernbrief erhoben; wünſcht der Antragſteller eine Antwort durch die Poſt, 
das Doppelte dieſer Gebühr. 

13. Im § 23 „Telegrammabſchriften; Nachforſchungen“ unter II erhält der zweite Satz folgende 
Faſſung: Für jede Abſchrift eines nach Aufgabeort und Aufgabezeit genau bezeichneten Telegramms ſind 
dieſelben Gebühren zu entrichten wie für die Vervielfältigung gewöhnlicher Telegramme (8 14, IV). 

Vorſtehende Anderungen treten am 15. November 1922 in Kraft. Die Inhaber abgekürzter Telegramm⸗ 
anſchriften ſind berechtigt, die Vereinbarung bis zum 14. November 1922 zum 15. November 1922 zu 
kündigen; dasſelbe gilt für Vereinbarungen über regelmäßige beſondere Zuſtellung von Telegrammen (5 3, 
VII bis IX der Telegraphenordnung). 

Danzig, den 8. November 1922. 


Pojt: und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


185 Verordnung 
zur Anderung der Anweiſung für den Funktelegraphendienft. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. 
S. 47) wird die „Anweiſung für den Funktelegraphendienſt“ vom 15. Juni 1913 nebſt Anderungen mit 
Wirkung vom 15. November 1922 an wie folgt geändert: 
1. Im 8 4 iſt im zweiten Abſatz der Anmerkung zu 2, Punkt 6, zu erſetzen „30 Mark“ durch: 
60 Mark. 
2. Im 8 10 find zu erſetzen unter 
1. „Für deutſche Stationen beträgt in der Regel: 
a) die Küſtengebühr 9 Mark für das Wort, mindeſtens 90 Mark fur ein Telegramm, 
b) die Bordgebühr 12 Mark für das Wort, mindeſtens 120 Mark für ein Telegramm“ durch: 
Für deutſche Stationen werden in der Regel erhoben: 
a) als Küſtengebühr eine Grundgebühr von 60 Mark für jedes Telegramm und außerdem eine 
Wortgebühr von 30 Mark, , 
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b) als Bordgebühr eine Grundgebühr von 70 Mark für jedes Telegramm und außerdem eine 
Mortgebühr von 35 Mark. 

3. Im 8 44 letzter Abſatz, iſt „20 Mark zu erſetzen durch: 40 Mark. 
Danzig, den 8. November 1922. 

Poft und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


186 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren. 
Auf Grund des § ! des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Boft:, Poſt⸗ 


ſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird der $ 5 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 in der 
Faſſung der Verordnung vom 20. September (Geſetzbl. S. 430) wie folgt geändert: 


8 5. 
Die Gebühren betragen 
1. für eine Bareinzahlung mit Zahlkarte bei Beträgen 


2a) bis 50 Mark Y W 3 Mark 
b) von mehr als 50 Mark bis 200 Mark Dee: 
o) von mehr als 200 Mark bis 500 Markt 8 
d) von mehr als 500 Mark bis 1000 Mark 1 
e) von mehr als 1000 Mark bis 2000 Mark 12 
1) von mehr als 2000 Mark bis 5000 Markt D 
g) von mehr als 5000 Mark bis 20000 Mark 20 


und für jede weiteren 0000 Mark oder einen Teil dieſer Summe 10 Mark mehr. 
Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr, im Höchſtfalle jedoch eine Gebühr von 
50 Mark für eine Zuhlfarte erhoben. 
2. a) für jede von der Zahlſtelle des Poſtſcheckamts bargeldlos und für jede in den Abrechnungs⸗ 
ſtellen der Reichsbank beglichene Auszahlung 1 vom Tauſend des im Scheck angegebenen 
Betrags, 

b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Poſtſcheckamts ſowie für die Überſendung 
eines Schecks durch das Poſtſcheckamt an eine Poſtanſtalt und für die weitere Behandlung 
des Schecks bei dieſer 5 vom Tauſend des im Scheck angegebenen Betrags. 

Bei der Berechnung der Gebühren für die Auszahlungen werden die Pfennigbeträge auf volle 
10 Pfennig abgerundet derart, daß Beträge unter 5 Pfennig nach unten ab⸗ und Beträge von 5 Pfennig 
und mehr nach oben aufgerundet, mindeſtens aber 10 Pfennig erhoben werden. 

Die Gebühren zu 1 ſind vom Einzahler, die Gebühren zu 2 vom Auftraggeber zu entrichten. 

Dieſe Verordnung tritt am 15. November 1922 in Kraft. 


Danzig, den 11. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


187 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren. 


Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 320), betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgevühren wird nachſtehende Verordnung erlafſen: 
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Die in den 88 3, 4 und 8 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzblatt 
S. 133 ff) nebſt der dieſes Geſetz ergänzenden Verordnung vom 28. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 323) 
beſtimmten Gebührenſätze werden wie folgt geändert: 
1. Die im § 3 beſtimmten Gebührenſatze werden um 3100 vom Hundert erhöht. 
2. Die Ortsgeſprächsgebühr ($ 4) beträgt 5 Mark. 
3. Die im § 8 beſtimmten Gebührenſätze werden um 1300 vom Hundert erhöht mit der Maßgabe, 
daß der erſte Ferngeſprächsgebithrenſatz (bis zu 5 km) 5 Mark, der zweite (von 5 bis 15 km) 
10 Mark beträgt. 
4. Dieſe Verordnung tritt bezüglich der im & 3 beſtimmten Gebührenſätze mit dem 1. Dezember 
1922, bezüglich der übrigen Gebührenſätze mit dem 15. November 1922 in Kraft. 
5. Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß bis zum 25. November 1922 auf den 
1. Dezember 1922 zu kündigen. 
Danzig, den 11. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


188 e Verordnung 
zur Auderung der Telegraphengebühren. 
Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 320) betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
8 
Der § 1 der Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 20. September 1922 
(Geſetzblatt S. 431) wird unter 1. Telegramme wie folgt geandert: 
J. Telegramme. 
Für das gewöhnliche Telegramm auf alle Entfernungen werden erhoben 
a) eine Grundgebühr von 20 Mark und 
b) eine Wortgebühr von 6 Mark für jedes Wort, 
bei Ortstelegrammen (Telegramme an Empfänger im Orts- oder Landbeſtellbezirk der Aufgabe⸗Poſtanſtalt) 
und bei Preſſetelegrammen 10 Mark Grundgebühr und 3 Mark Wortgebühr. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 15. November 1922 in Kraft. 


Danzig, den 11. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr Ziehm. Förster. 


189 Verordnung 
f zur Anderung der Poſtſcheckordnung. 
Auf Grund des § 10 des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 (Geſetz⸗ 
blatt S. 53 ff.) wie folgt geändert: 


1. Im 8 1 Abſ. 4 Satz 3 wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt: 12 Mark. 
2. Im § 2 Abſ. 12 wird ſtatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. >) 
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3. Im § 3 Abſ. 4 Ziffer 3 wird ftatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. 
4. Im § 7 Abſ. 5 letzter Unterabſatz werden geſetzt ſtatt der Worte „ſchriftlicher Benachrichtigung 
8 Mark“ die Worte „schriftlicher Benachrichtigung 6 Mark“ und ſtatt der Worte „Gebühr von 
3 Mark“ die Worte „Gebühr von 6 Mark“. 
5. Im § 7 Abſ. 8 Satz 2 wird ſtatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. 
6. Im § 8 Abſ. 6 wird geſetzt: 
in Ziffer 2 ſtatt „3 Mark“: 6 Mark, 
in Ziffer 3 ſtatt „3 Mark“: 6 Mark, 
in Ziffer 4 ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
. Im 8 9 Abſ. 4 Unterabſatz 3 Satz 2 wird ſtatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. 
. Im 8 9 Abſ. 8 Unterabſatz 3 Satz 1 wird ſtatt „I Mark“ geſetzt: 2 Mark. 
. Im 8 9 Abſ. 9 letzter Satz wird ſtatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. 
10. Im 8 9 Abſ. 10 Satz 5 wird ſtatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. 
11. Im 8 10 Abſ. 3 wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt: 12 Mark. 
Die Anderungen treten am 15. November 1922 in Kraft. 


Danzig, den 8. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 
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190 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 

Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff) wie folgt geändert: 

1. Im $ 7 „Druckſachen“ iſt im Abſ. XV zu ſetzen ſtatt „20 Pfennig“: 50 Pfennig. 

2. Im 8 12 „Pakete“ ift im Abſ. V zır feßen ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 

3. Im 8 13 „Einſchreibſendungen“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „4 Mark“: 8 Mark. 

4. Im 8 18 „Poſtaufträge“ iſt im Abſatz X zu ſetzen ſtatt „5000 Mark“: 10 000 Mark. 

5. In demſelben § (18) iſt im Abſ. XVI unter Ziffer 2 und 3 zu ſetzen ſtatt „3 Mark“ jedesmal 
(an 2 Stellen): 6 Mark. 

6. In demſelben § (18) iſt im Abſ. XVI unter Ziffer 4 a zu ſetzen ſtatt „5000 Mark“ jedesmal 
(an 2 Stellen): 10 000 Mark. 

7. In demſelben § (18) ift im Abſ. XVI Ziffer 5 a, zu ſetzen ſtatt „30 Mark“: 60 Mark. 

8. Im § 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt im Abſ. III, Unterabſ., zu ſetzen ſtatt „5000 Mark“. 
10 000 Mark. i 

9. In demſelben 8 (19) ift in Abſ. XI unter Ziffer 2 und 3 zu ſetzen ſtatt „3 Mark“ jedesmal 
(an 2 Stellen): 6 Mark. 

10. In demſelben $ (19) iſt im Abſ. XI, Ziffer 4, zu ſetzen ſtatt „5000 Mark“ jedesmal (an 
2 Stellen): 10 000 Mark. 

11. Im 8 20 „Poſtanweiſungen“ iſt im Abſ. I zu ſetzen ſtatt „5000 Mark“: 10 000 Mark. 

12. In demſelben 8 (20) ift im Abſ. XV, Ziffer 3, zu ſetzen ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 

13. Im 8 21 „Poſtkreditbriefe“ iſt im Abſ. VI Ziffer 2, zu ſetzen 

ſtatt „20 Pfennig“: 50 Pfennig, 
ſtatt „1 Mark“: 3 Mark. 
14. Im 8 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sede iſt zu ſetzen 
im Abſ. V 


503 
ftatt „6 Mark“ jedesmal (an 3 Stellen): 15 Mark, 
ſtatt „18 Mark“: 45 Mark, N 
ſtatt „12 Mark“ jedesmal (an 3 Stellen): 30 Mark, 
ſtatt „24 Mark“: 60 Mark: 
im Abſ. VI 
ſtatt „3 Mark“ jedesmal (an 2 Stellen): 10 Mark, 
ſtatt „12 Mark“ 30 Mark. 
15. Im 8 23 „Bahnhofsbriefe“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen 
ſtatt „180 Mark“: 360 Mark, 
ſtatt „60 Mark“: 120 Mark. 
In demſelben § (23) iſt zu ſetzen im Abſ. VI 
im 1. Abſ. 
ſtatt „50 Pfennig“: 1 Mark, 
ſtatt „5 Mark“: 10 Mark; 
im 2. Abſ. 
ſtatt „2 Mark 50 Pfennig“: 5 Mark. 
17. Im 825 „Briefe mit Zuſtellungsurkunde“ iſt im Abſ. VII, Ziffer 2, zu ſetzen ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
18. Im § 26 „Rückſchein“ iſt im Abſ. II zu ſetzen ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
19. Im $ 29 „Ort der Einlieferung“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. I, Unterabf., ſtatt „1 Mark“: 2 Mark, 
im Abſ. IV ſtatt „6 Mark“: 12 Mark, 
im Abſ. VII ſtatt „1 Mark“: 2 Mark, 
ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
20. Im $ 30 „Zeit der Einlieferung“ iſt im Abſ. VIII zu ſetzen ſtatt „6 Mark“: 12 Mark. 
21. Im 8 33 „Zurückziehen von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen: Andern von Aufſchriften“ 
iſt zu ſetzen im Abſ. VI, Ziffer 3: » 
ftatt „3 Mark“: 6 Mark, 
im Abſ. VII: 
ſtatt „2 Mark“: 4 Mark, 
im Abſ. X: 
ſtatt „4 Mark“: 8 Mark, 
ſtatt „2 Mark“: 4 Mark. 
22. Im 8 36 „Beſtellung“ ift die Überſchrift zu ergänzen durch: und Beſtellgebühren, und au 
Schluſſe nachzutragen: 
VI Für das Abtragen der Zeitungen und Zeitſchriften find im Orts- und Landbeſtellbezirk für jedes 
Stück monatlich zu entrichten: 75 Pfennig bei monatlich einmaligem oder ſeltenerem Erſcheinen, 
1 Mark 50 Pfennig bei wöchentlich einmaligem oder ſeltenerem Erſcheinen und I Mark 50 Pfennig 
für jede weitere Ausgabe in der Woche. 
VII Das Zeitungsbeſtellgeld wird für die Dauer der Bezugszeit vorauserhoben, und zwar vom 1. 
des Monats ab, in dem die Abtragung beginnt. 
23. In demſelben $ (36) iſt im Abſ. W zu ſetzen ſtatt „10 Mark“: 20 Mark. 
24. Im 836 a „Gebühren für Sendungen im Orts⸗ und Nachbarortsverkehr“ find zu erſetzen unter 
La „1 Mark 50 Pfennig“, „2 Mark 50 Pfennig“ und „3 Mark“ durch 
„2 Mark“, „4 Mark“ und „6 Mark“, ferner 
„3 Mark“, „5 Mark“ und „6 Mark“, durch 
„4 Mark“, „8 Mark“ und „12 Mark“; 


so4 


unter 
Ib „1 Mark“ und „2 Mark“ durch 
„1 Mark 50 Pfennig“ und „3 Mark“ 
25. Im 838 „An wen die Sendungen auszuhandigen ſind“ iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „4 Mark“: 
8 Mark. 
26. In § 40 „Poſtlagernde Sendungen“ iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „“ Mark“: 2 Mark. 
Fr Rn oz $ (40) iſt zu feßen 


im Abſ. V 

ſtatt „10 Markt: 20 Mark, 
im Abſ. VI: 

ſtatt „5 Mark“: 10 Mark, 
im Abſ. VII: 


ſtatt „6 Mark“: 12 Mark. 
28. Im § 41 „Paketlagergebühr“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. I ſtatt „1 Mark“: 3 Mark, 
im Abſ. 1II ftatt „60 Mark“: 180 Mark. 
29. Im 8 42 „Abholen der Sendungen“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. I ſtatt „4 Mark“: 8 Mark, 
im Abſ. II ſtatt „4 Mark“: 8 Mark; 
im Abſ. V: 
im 1. Abſ. ſtatt „12 Mark“: 24 Mark, 
im 2. Abſ. ſtatt „36 Mark“: 72 Mark, 
im Abſ. VI ſtatt „60 Mark“: 120 Mark 
und ſtatt „100 Mark“: 240 Mark. 
30. Im $ 44 „Nachſendung der n Überweiſung von Zeitungen“ iſt im Abſ. VI zu 
ſetzen ſtatt „4 Mark“: 8 Mark. 
31. In demſelben § (44) find i im Abi. IV, Zeile 2, die Worte: „innerhalb des Freiſtadt⸗Gebiets“ 
zu ſtreichen. 
32. Im 5 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsorte“ iſt im Abſ. IV 
u ſetzen ſtatt „6 Mark“: 12 Mark. 
33. Im $ 47 „Laufſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung von Nachforſchungen, 
Ausfertigung von Doppeln“ iſt im Abf. I zu ſetzen ſtatt „6 Mark“: 12 Mark. 
34. In demſelben § (47) iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
35. Im 8 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ iſt zu ſetzen ftatt „3 Mark,: 6 Mark. 
36. Im § 50 „Zahlung der Gebühren“ iſt im Abf. VI zu ſetzen ſtatt „4 Mark“: 10 Mark. 
Vorſtehende Anderungen zu 1 bis 21 und 23 bis 38 treten am 15. November 1922, zu 22 am 
1. Januar 1923 in Kraft. 


Danzig, den 8. November 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Förster. 


191 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren. 


Auf Grund des 81 des Geſetzes vom 26. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, 
Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren (Geſetzblatt S. 320) werden die in den 88 1 bis 5 des Geſetzes über 
Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. S. 43 ff) aufgeführten Gebühren wie folgt feſtgeſetzt: 


505 
I. Brieffendungen (§ 1 des Geſetzes) 


1. für ate ien Federn auf 5 Mark, 
2. für den Brief im Fernverkehr bis 20 Gram P „ IG 
über 20 bis 100 GSammm nn „ 14ͤ 
„ e 00 ©, ee ı „ 18 
3. für den von Behörden abgeſandten dienſtlichen Aktenbrief über 250 bis 500 Gra kim. „ 21 
4. die Druckſachenkarte iſt ſeit 1. Juli 1922 als beſonderer Verſendungsgegenſtand weggefallen, 
die Karte unterliegt der Gebühr für Druckſachen bis 25 Gramm; 
5. für die Druckſache Dis r Wr auf 2 Mark, 
über 25 bi e — 
„ e N en 1 
TO 7 EEE 2 „ 12 „ 
BRAIN I A ee „ 
„ 500 Gramm bis 1 Ae e e 
für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höflichkeitsformeln init 
höchſtens fünf Worten niedergeſchrieben ſinnn dd. uf 
6. für das Geſchäftspapier bis 250 Gramm 15 12 
über 250 bis 500 Gram 5% 1 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm „ 200 
7. für die Warenprobe bi Gramm 15 12 
über 250 „ 500 o 10. 
8. für die aus zuſammengepackten Druckſachen, Geſchäftspapieren und Iren beſtehende 
Miſchſendung bis 250 Gramm; 4—.- auf 12 „ „ 
über. 2% „ A 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm „ 20 „ „ 
Nef daß Peaches bi „ logram ⁵ 3 24 I 
II. Pakete (8 2 des Geſetzes) 
für Pakete bis: 5 e auf 30 Mark, 
über 5 „ 6 A „ 36 
* e F N er rn DE 
A778 F „ 
„ 7 
FFF . . 6 
„5 vi BAB A 
„ EE „8 
„ 12 " 13 11 " 96 2 
3 14 b, A en: „= 108 IR 
ER u ＋ 120 
n . 1 132 1 
„ I GT „ 
7 „ 8 PPC 58 
— - - u 
„ 19 „ 20 SEA 80 
für Zeitungspäkete ais mn u 5 is 


III. Wertſendungen ($ 3 des Geſetzes) 
die Verſicherungsgebühr für Wertſendungen für je 1000 Mark Wertangabe oder einen 
eil don 1000 Mark auf 6 
mindeſtens für einen Wertbrief oder ein Wertpakeett et. 5 10 


506 
IV. Poſtanweiſungen ($ 4 des Geſetzes) 


für Poſtanweiſungen bis . Mark .. auf 6 Mark, 
ider 50 „ 00 2 ee ehe TR, 
16 
1!!! nn Der 
1000: 1, Se. een . 
i „ OO hh. 30 „ 
ER ER , 

V. Zeitungen (§ 5 des Geſetzes) 
Der Abſatz 4 (Werden fünf oder mehr Stücke. bis .. die Vergütung) iſt zu ſtreichen. 


Die urſprünglichen Abſatze 6, 7 und 8 erhalten folgenden Wortlaut: 

„Die Verpackungen der Zeitungen für den Poſtverſand iſt Sache des Verlegers. Auf Antrag 
des Verlegers hat die Poſtverwaltung die Verpackung auszuführen, jedoch zu einem zwiſchen 
beiden vereinbarten Betrag, der die Selbſtkoſten der Poſt deckt.“ 

Dieſe Verordnung tritt für die Anderung unter V (Zeitungen) am 1. Januar 1923, im übrigen 
mit dem 15. November 1922 in Kraft. Gleichzeitig erliſcht die Verordnung zur Anderung der geſetzlichen 
Poſtgebühren vom 20. September 1922 (Geſetzblatt S. 429/30). 


Danzig, den 11. November 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Dauzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


192 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſe 
betreffend Erhöhung der Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig. Vom 11. November 1922. 
Artikel I. 
Der Senat wird ermächtigt, mit Wirkung vom 1. November 1922 der Erhöhung der z. Zt. im 
Güter⸗ und Tierverkehr geltenden Tarifſätze auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig 


um 50 v. H. zuzuſtimmen. 
Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 
Danzig, den 11. November 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Runge. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


